
Öffentliche Sitzung des Bildungsausschusses vom 10. Oktober 2018                                                    Beschlussseite
zu TOP 23                                                                       Personalbedarf für die Umsetzung der Umsatzsteuerreform

Beschluss:

1. Die Ausführungen zur notwendigen Einrichtung einer befristeten Juristinnen- 

bzw. Juristenstelle (0,5 VZÄ) für zusätzliche Umsetzungsaufgaben durch die 

Änderungen des Steueränderungsgesetzes 2015 im Bereich der 

Umsatzsteuer werden zur Kenntnis genommen.

2. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, befristet bis zum 

31.12.2021 die Einrichtung von 0,5 Stellen und deren Besetzung beim 

Personal- und Organisationsreferat zu veranlassen.

Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die befristet erforderlichen 

Haushaltsmittel in Höhe von bis zu 45.975 Euro im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2019 anzumelden.

3. Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen 

zusätzlich zu den Personalauszahlungen noch ein Aufwand für Pensions- und 

Beihilferückstellungen in Höhe von etwa 14.648 € (40% des JMB).

4. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die aus seiner Sicht 

dargestellten Flächenbedarfe rechtzeitig gegenüber dem Kommunalreferat 

anzumelden, sobald weitere Flächen zugewiesen werden sollen.

5. Das Produktkostenbudget des Produkts 39111000 Overheadkosten Referats- 

und Geschäftsleitung erhöht sich um bis zu 45.975 €, davon sind bis zu 

45.975 € zahlungswirksam. (Produktauszahlungsbudget)

6. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrates.


